Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3544 


Sachgebiet 2030 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
über den vom Bundesrat eingebrachten Entwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 

~ Drucksachen Vl/3421, Vl/3525 — 


Bericht des Abgeordneten Dr. Riedl (München) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage ver- 
einbar. 

Es sollen durch den Gesetzentwurf Beamte und 
Soldaten bzw. deren Hinterbliebene im Hinblick auf 
bestimmte Diensthandlungen versorgungsrechtlich 
besser abgesichert werden, wenn ein qualifizierter 
Dienstunfall eine Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um mehr als 90 v. H. oder gar Tod zur Folge hat. 
Neben der entsprechenden Änderung des Bundes- 
beamtengesetzes ist dadurch auch eine Änderung des 
Bundespolizeibeamtengesetzes, des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes, des Deutschen Richtergesetzes und 
des Soldatenversorgungsgesetzes erforderlich. 

Für den Bund entstehen durch den Gesetzentwurf 
an Kosten für 

1972 500 000 DM 


für die Deckung in Höhe von 300 000 DM im Entwurf 
des Haushaltsplans bei Kapitel 33 03 Titel 443 02, 

432 01 und 432 02 und bei Kapitel 33 04 Titel 443 02, 

433 01 und 433 02 vorhanden ist. 

Leistungen an Änspruchsberechtigte aus einem 
Dienstverhältnis bei der Deutschen Bundesbahn in 
Höhe von 200 000 DM werden aus dem Sonderver- 
mögen der Deutschen Bundesbahn gedeckt. 

Für 1973 und Folgejahre werden die Kosten nach 
diesem Gesetzentwurf jährlich niedriger, wenn keine 
neuen Fälle hinzukommen. In der Finanzplanung des 
Bundes werden diese Kosten entsprechend berück- 
sichtigt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführen- 
den Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung des 
Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Haushaltsausschuß 

Leicht Dr. Riedl (München) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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